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Bekanntmachung über das In-Kraft-Treten der Änderung des Bebauungs-  
und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“  
Deckblatt Nr. 7 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Hafen Straubing-Sand (ZVH) hat am 
07.07.2015 beschlossen, den rechtsverbindlichen Bebauungs- und Grünordnungsplan „In-
dustriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“ zu ändern. 
 
Wesentlicher Inhalt des Deckblattes ist der Tausch einer entstandenen Öko-Fläche mit einer 
Größe von ca. 8.900 m², die aus der Bebauung genommen wird. In diesem Zuge soll die der-
zeitige Grünfläche und die waldartige Randbepflanzung zwischen den Einfahrten Hafen-
West und Hafen-Ost (Fläche insgesamt ca. 20.980 m²) als Gewerbefläche umgewidmet wer-
den. 
 
Das Bauleitplanverfahren wurde von der Verwaltung nach den Bestimmungen des Bauge-
setzbuches (BauBG) durchgeführt. Anschließend hat die Verbandsversammlung am 
26.04.2017 die Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Do-
nauhafen Straubing-Sand“  Deckblatt Nr. 7 als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauBG beschlos-
sen. 
 
Mit heutiger Bekanntmachung (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauBG) tritt die Änderung des Bebau-
ungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“  Deckblatt 
Nr. 7 in Kraft. 
 
Die Bebauungsplanunterlagen können ab sofort in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
Hafen Straubing-Sand, Europaring 4, 94315 Straubing, 3. OG, Zi.Nr. 301, während der allge-
meinen Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 
16.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr) eingesehen werden. 
 
Auf die Wirksamkeitsvoraussetzungen der §§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächen-

nutzungsplanes und der Satzungen; ergänzendes Verfahren. 
 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die 

Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Ge-
setzbuch nur beachtlich, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der  Gemeinde 

bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht 
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensicht-
lich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 
2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch i V. 
m. § 13 a Abs. 2 Nr. 1). § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 
Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der 
Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Be-
lange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheb-
lich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, ge-
fehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch i. V. m. § 
13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 
13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen 
wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 
13 ( auch i. V. m. § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
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3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Sat-
zungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeacht-
lich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr 
Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung 
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 
 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht er-
reicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten un-
vollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berech-
tigtes Interesse dargelegt wird. 
 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 
Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die 
Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz  1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem 

Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich auch dem 
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beein-
trächtigt worden ist; 
 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, des-
sen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans heraus-
stellt; 
 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 vorstoßen worden ist, ohne dass die ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 

(2a) Für die Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt wor-
den sind, gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
 
1. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan ist für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans auch unbeachtlich, wenn sie darauf be-
ruht, dass die Voraussetzung nach § 13 a Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt 
worden ist. 
 

2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit 
des Bebauungsplans unbeachtlich. 
 

3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vor-
prüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ord-
nungsgemäß durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 
1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei 
ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Be-
lange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksam-
keit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 
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4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vor-
liegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Be-
bauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls be-
steht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

über den Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand 
der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung 
geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheb-
lich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 

 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren 

zur Behebung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
 
  

§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften. 
 
(1) Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung  der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden 
sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.  

 
 
 
 

Straubing, den 16.05.2017 
 

Pannermayr 
Verbandsvorsitzender 
und Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung  
des Schulverbandes Mitterfels-Haselbach 

 
I. 

 
Aufgrund des Art. 9 BaySchFG in Verbindung mit Art. 40 Abs. 1 KommZG und Art. 63 
ff GO hat der Schulverband Mitterfels-Haselbach folgende Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2017 erlassen, die hiermit gem. Art. 65 GO bekannt gemacht wird: 
 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Mitterfels-Haselbach 

Landkreis Straubing-Bogen 
für das Haushaltsjahr 2017 

 
§ 1 

 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit fest-
gesetzt; er schließt im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
875.900,-- € und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
30.000,-- € ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht 
vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

Schulverbandsumlage 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzie-
rung von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2017 fest-
gesetzt auf 358.900,-- € und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder 
des Schulverbandes umgelegt (Verwaltungsumlage). 

2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl 
nach dem Stand vom 1. Oktober 2016 festgesetzt auf 175 Verbandsschüler. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler festgesetzt auf 2.050,85714 €. 
 

Investitionsumlage 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wer-
den nicht beansprucht. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
 
Mitterfels, 15.05.2017 
Schulverband Mitterfels-Haselbach 
 
 
 
Stenzel 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
       II. 
 
(1) Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
(2) Der Haushaltsplan liegt gem. Art. 65 Abs 3 GO vom Tage nach der Veröffentli-
chung der Haushaltssatzung eine Woche lang in der Geschäftsstelle der VG Mitterfels, 
Burgstr. 1, Mitterfels innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Ein-
sichtnahme auf. 
 
 
Mitterfels, den 15.05.2017 
Schulverband Mitterfels-Haselbach 
 
 
 
Stenzel 
Schulverbandsvorsitzender 
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MANÖVERMELDUNG 
 

Manöver und andere Übungen der Bundeswehr und der Streitkräfte der Entsendestaaten 
(Bekanntmachung der Bayer. Staatskanzlei vom 11.07.1983, StAnz Beilage Nr. 30 vom 
29.07.1983); 
 
Manövermeldung im Landkreis Straubing-Bogen 
 
Verband: 
Zentrum für Einsatzausbildungen und Übungen des Sanitätsdienstes der Bundeswehr  
(ZEinsAusbÜbSanDstBw), Mitterharthausen 55, 94351 Feldkirchen 
 
Art und Name:  
Truppenübung „SCHNELLER LUCHS 06/2017“ 
 
Übungsraum: 
Standortübungsplatz Metting – Gemeinde Feldkirchen – Landkreis Straubing-Bogen 
 
Voraussichtliche Ballungsräume: 
Die Übungsteilnehmer bewegen sich im Rahmen einer Patrouille mit Kraftfahrzeugen 
zwischen dem Standortübungsplatz Metting und der Gemeinde Feldkirchen.  
 
Besonderheiten: 
Die Übungslagen werden innerhalb des Standortübungsplatzes Metting durchgeführt. 
 
Zeit: 
19.06.2017 – 30.06.2017 
 
Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich den Einrichtungen der übenden Truppen und von 
evtl. liegen-gebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition und dgl.) fernzuhalten. 
Auf die Strafbarkeit des Auflesens von Sprengmitteln wird hingewiesen. 
 
Wer Kampfmittel findet, hat dies unverzüglich der nächsten Polizeidienststelle anzuzeigen. 
Zuwider-handlungen können nach § 18 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Übungsschäden, welche die Bundeswehr allein verursacht 
hat bzw. die Stationierungskräfte allein oder gemeinsam mit der Bundeswehr verursacht ha-
ben oder deren Verursacher unbekannt ist, bei der zuständigen Gemeinde anzumelden 
sind, welche Meldung nach Formblatt direkt an das Bundeswehr-Dienstleistungszentrum Bo-
gen weiterleitet bzw. die Schäden bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Schadens-
regulierungsstelle des Bundes, Regionalbüro Süd, Krelingstr. 50, 90408 Nürnberg, anmeldet. 
 
Die Gemeinden werden gebeten, für die ortsübliche Bekanntmachung zu sorgen sowie die 
Jagdaus-übungsberechtigten und die Bewohner abgelegener Gemeindeteile und Gehöfte 
von der Übung zu verständigen. 
 
Einwendungen gegen diese Übung oder einschränkende Bedingungen sind dem Landrats-
amt Straubing-Bogen unverzüglich mitzuteilen. 
 
 
 
Steinbauer 
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Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 

Antrag auf Erteilung der wasserrechtlichen Gestattungen für das Niederbringen einer Tiefboh-
rung zur Erstellung des Brunnen V (Flur Nr. 1639, Gemarkung Mallersdorf, Markt Mallersdorf-
Pfaffenberg) und das Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser im Rahmen 
eines Pumpversuches aus dem geplanten Brunnen V und eines Gruppenpumpversuches aus 
den Brunnen IV (Flur Nr. 862/2, Gemarkung Mallersdorf, Markt Mallersdorf-Pfaffenberg) und 
Brunnen V sowie das Ableiten von Pumpwasser in einen namenlosen Graben durch den Was-
serzweckverband Mallersdorf, Ettersdorf 3, 84066 Mallersdorf-Pfaffenberg 
- Bekanntgabe nach § 3 a Satz 2 Halbsatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) - 
 

Bekanntmachung 
 
Für das o. g. Vorhaben ist die gemäß § 3 c UVPG i. V. m. Nr. 13.4 der Anlage 1 und der Anlage 
2 UVPG vorgeschriebene Vorprüfung des Einzelfalles durchgeführt worden.  
 
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträg-
lichkeitsprüfung zu unterziehen ist, da keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
besorgen sind. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3 a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG bekannt gegeben. Es 
wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Nähere Informationen können beim Landratsamt Straubing-Bogen, Sachgebiet 42, Leutner-
straße 15, 94315 Straubing, Tel. 09421/973-267, eingeholt werden. 
 
Straubing, 27.04.2017 
Landratsamt Straubing-Bogen 
Sachgebiet Wasserrecht 
 
 
 
Roth 
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Bekanntmachung über das In-Kraft-Treten der Änderung des Bebauungs-  
und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“  

Deckblatt Nr. 8 
 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Hafen Straubing-Sand (ZVH) hat am 20.10.2016 be-
schlossen, den rechtsverbindlichen Bebauungs- und Grünordnungsplan „Industriegebiet mit Donau-

hafen Straubing-Sand“ zu ändern. 
 
Aufgrund der Anforderungen eines Ansiedlungsinteressenten im Bereich Hafen-Ost sollen die vorge-
sehenen und noch nicht realisierten drei Stichstraßen herausgenommen werden. Dafür werden die 

beiden Stichstraßen, die zum KV-Terminal führen in den Plan übernommen.  
Die im Bebauungsplan festgesetzte Grundflächenzahl von 0,7 soll auf 0,8 erhöht  und die zulässige 

Traufhöhe von 12 m auf 14 m angepasst werden. Weiterhin soll der flächenmäßige Schallleistungspe-
gel von derzeit 60/45 dB(A) auf 60/52 dB(A) angepasst werden.  

 
Das Bauleitplanverfahren wurde von der Verwaltung nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches 

(BauBG) durchgeführt. Anschließend hat die Verbandsversammlung am 26.04.2017 die Änderung des 
Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“  Deckblatt 

Nr. 8 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauBG) beschlossen. 
 

Mit heutiger Bekanntmachung (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauBG) tritt die Änderung des Bebauungs- und 
Grünordnungsplanes „Industriegebiet mit Donauhafen Straubing-Sand“  Deckblatt Nr. 8 in Kraft. 

 
Die Bebauungsplanunterlagen können ab sofort in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Hafen 

Straubing-Sand, Europaring 4, 94315 Straubing, 3. OG, Zi.Nr. 301, während der allgemeinen Dienst-
stunden (Montag bis Donnerstag von 8.00 bis 12.00 Uhr und von 13.00 bis 16.00 Uhr, Freitag von 

8.00 bis 12.00 Uhr) eingesehen werden. 
 

Auf die Wirksamkeitsvoraussetzungen der §§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 

§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungspla-
nes und der Satzungen; ergänzendes Verfahren. 

 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechts-

wirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur be-
achtlich, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der  Gemeinde bekannt 

waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend er-
mittelt oder bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Er-
gebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
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2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 
Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch i V. m. § 13 a Abs. 2 
Nr. 1). § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden 
sind; dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 
Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die ent-
sprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informatio-
nen verfügbar sind, gefehlt haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 
(auch i. V. m. § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung 
des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen 
wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( 
auch i. V. m. § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteili-
gung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind; 
 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen so-
wie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 
8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung 
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abwei-
chend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbe-
richt unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvoll-
ständig ist; 
 

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht ge-
fasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig 
ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dar-
gelegt wird. 
 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 
Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung ei-
nes vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz  1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennut-

zungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich auch dem Flächennutzungsplan 
ergebende geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 
 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Un-
wirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließ-
lich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 
 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 vorstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
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(2a) Für die Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, 
gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
 

1. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes zum Flächennutzungsplan ist für die Rechtswirksamkeit des Bebau-
ungsplans auch unbeachtlich, wenn sie darauf beruht, dass die Voraussetzung nach § 13 a 
Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt worden ist. 
 

2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des Be-
bauungsplans unbeachtlich. 
 

3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprü-
fung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß 
durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durch-
geführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn ein-
zelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; 
andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Man-
gel. 
 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als 
zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht 
die Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksam-
keit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flä-

chennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im 
Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das 
Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. 

 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Behe-

bung von Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
  

§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften. 
 

(1) Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung  der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.  

 
Straubing, den 16.05.2017 

 
Pannermayr 
Verbandsvorsitzender 
und Oberbürgermeister 


